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Die zunehmende Immigration aus muslimischen L�ndern hat den Islam seit
Ende des 20. Jahrhunderts zu einem wichtigen kulturellen Ph�nomen in West-
europa werden lassen. In den Einwanderungsdebatten dominieren oft Kon-
flikte, in denen eingewanderte Muslime und deren Kultur eine Rolle spielen.
Denn westliche Gesellschaften f�hlen sich immer h�ufiger von religi�sen Sit-
ten und Gebr�uchen herausgefordert, die mit ihren liberalen Normen in Kon-
flikt zu stehen scheinen. Der Bau von Moscheen und Minaretten, islamischer
Religionsunterricht und nach Geschlechtern getrennter Sportunterricht sind
nur einige der Themen, die immer wieder zu heftigen Auseinandersetzungen
f�hren.

Die st�rker werdenden Spannungen erfordern eine systematische Unter-
suchung dieses Themas. Es stellt sich die Frage, wie westliche Gesellschaften
auf muslimische Migration reagieren und wie sie mit den Forderungen der
Muslime nach kulturellen Rechten umgehen. Dabei geht es nicht nur um poli-
tische und rechtliche Bestimmungen, sondern auch darum, von welchen Fak-
toren die gesellschaftliche Auseinandersetzung insgesamt bestimmt wird:
Welche Themen dominieren die Debatten, und welche Akteure nehmen daran
teil? Welche Positionen werden eingenommen, und wie wird argumentiert?

Ein besonderes Augenmerk gilt immer wieder den terroristischen Anschl�gen
in New York, Madrid und London. Viele Beobachter vermuten, dass diese Er-
eignisse kontroversere Einstellungen gegen�ber Muslimen in Westeuropa und
Nordamerika zur Folge hatten. Es hat sich aber in verschiedenen Studien ge-
zeigt, dass die Auswirkungen gar nicht so gravierend ausgefallen sind. Zwar
wird seit 9/11 in der �ffentlichkeit sehr viel h�ufiger �ber muslimische Mi-
gration diskutiert als zuvor; auch Sicherheitsthemen wird ein wichtiger Platz
einger�umt. Die generellen Einstellungen haben sich aber nicht merklich ver-
�ndert. Vielmehr scheinen sich gewisse kontroverse Positionen verst�rkt zu
haben, die es bereits vor den Anschl�gen gab und mit der zunehmenden musli-
mischen Migration in den 1980er und 1990er Jahren erkl�rt werden k�nnen.

Wichtige Hinweise ergibt die Analyse der verschiedenen Islamdebatten in ein-
zelnen L�ndern und deren Unterschiede. Es wird oft argumentiert, dass die
vorherrschenden nationalen Staatsb�rgermodelle einen starken Einfluss auf
die Art und Weise aus�ben, wie mit den Migranten umgegangen wird. Die in
einem Land dominierende Vorstellung dar�ber, was eine Nation ausmacht,
wer dazugeh�rt und wer nicht, m�sste demnach Auskunft dar�ber geben, wie
eine Gesellschaft auf muslimische Migration reagiert. Neuere Arbeiten haben
jedoch auf die Unzul�nglichkeit dieses Arguments hingewiesen. Die Idee, dass
ein Staatsb�rgermodell allein als Erkl�rungsmuster dienen kann, gilt einigen
Forschern als zu grob vereinfachend, zumal Muslime keine ethnische, son-
dern vielmehr eine religi�se Minderheit sind und sich das Verst�ndnis einer
Nation im Laufe der Zeit ver�ndern kann.

Am besten kann diese Frage anhand der derzeitigen Islamdebatten in den
L�ndern �berpr�ft werden, die ein �hnliches Staatsb�rgermodell aufweisen.
Dies erlaubt es zu untersuchen, ob sich die Reaktionen auf muslimische Ein-
wanderer trotz des gleichen Staatsb�rgermodells unterscheiden und welche
weiteren Faktoren relevant sind. Deutschland, �sterreich und die Schweiz ha-
ben, wie in mehreren Studien dargelegt wurde, ein �hnlich ethnisches Staats-
b�rgermodell, das eine restriktive Politik und ablehnende Einstellungen ge-
gen�ber Migranten zur Folge hat. In diesen drei L�ndern ist die Meinung vor-
herrschend, nur Menschen mit einem sehr �hnlichen kulturellen Hintergrund
geh�rten zur nationalen Gesellschaft. Im Gegensatz dazu gelten L�nder wie
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Summary

Public debates about Islam and
Muslim migration

The increasing migration from Mus-
lim countries challenges Western
societies. Struggles over these is-
sues follow diverging logics in dif-
ferent countries. It can be shown
that besides the traditional un-
derstanding of what constitutes a
nation, the relationship between
state and church as well as the
strength of right-wing populist par-
ties influence the way Islam and
Muslim migration are debated in
the public sphere.



die Niederlande und Großbritannien als offen und großz�gig gegen�ber Im-
migrantengruppen und deren kulturellen Forderungen.

Sollte das Verst�ndnis von Staatsb�rgerschaft tats�chlich einen solch großen
Einfluss aus�ben, wie oft angenommen wird, m�sste in Deutschland, �ster-
reich und der Schweiz ein �hnliches gesellschaftliches Klima gegen�ber Mus-
limen beobachtet werden k�nnen. Es hat sich jedoch gezeigt, dass sich die �f-
fentlichen Debatten in einigen Aspekten stark unterscheiden: Diese k�nnen zu
einem großen Teil mit der traditionellen Beziehung zwischen Staat und Kirche
sowie der Mobilisierung durch rechtspopulistische Parteien erkl�rt werden.
Nach Auffassung vieler Wissenschaftler sagen die traditionellen Beziehungen
zwischen dem Staat und den in einem Land traditionell angestammten Reli-
gionen etwas dar�ber aus, wie mit neuen religi�sen Gruppen umgegangen
wird. So hat sich gezeigt, dass der Islam in jenen L�ndern eine bessere Posi-
tion hat, in denen die christlichen Kirchen eine gr�ßere Anerkennung ge-
nießen.

In einem n�chsten Schritt spielt eine große Rolle, welche traditionelle Stellung
der Islam in den drei untersuchten L�ndern hat und wie sich diese Beziehung
auf die heutigen Debatten auswirkt. Auf Grund des historischen Erbes des
�sterreichisch-ungarischen Kaiserreichs ist der Islam seit gut hundert Jahren
eine offiziell anerkannte Religion in �sterreich. In der Schweiz sind dagegen
neben den christlichen und der j�dischen keine weiteren Religionen aner-
kannt. Eine Anerkennung ist schon deshalb schwierig, da die Beziehung zwi-
schen Kirche und Staat auf subnationaler Ebene geregelt wird. Im Kanton Z�-
rich gab es zwar bereits Anl�ufe, weitere Religionen offiziell anzuerkennen.
Diesen wurde aber in einer Volksabstimmung ein vorl�ufiges Ende gesetzt. In
Deutschland erschwert der F�deralismus ebenfalls eine nationale Anerken-
nung des Islam. Es gibt aber zumindest seit einiger Zeit Bestrebungen, mit
muslimischen Gruppen auf nationaler Ebene enger zusammenzuarbeiten.

Der Erkl�rungsansatz der Staatsb�rgermodelle ist nicht hinreichend, wenn es
darum geht, den Umgang mit spezifischen Migrantengruppen zu erkl�ren. Er
erlaubt es außerdem nicht, zeitliche Ver�nderungen zu untersuchen. Tatsache
ist jedoch, dass sich Staaten und deren Vorstellungen �ber das Wesen einer na-
tionalen Gemeinschaft ver�ndern k�nnen. Diese Entwicklungen werden vor
allem von politischen Akteuren vorangetrieben, die mit einer bestimmten vor-
herrschenden Politik unzufrieden sind. Eine solche Mobilisierung kann wei-
tere politische Akteure und Teile der Gesellschaft beeinflussen und so der �f-
fentlichen Debatte ein neues Bild geben.

Beim Thema Migration mobilisieren insbesondere rechtspopulistische Par-
teien die �ffentliche Meinung. Politiker wie Pim Fortuyn, Geert Wilders oder
Umberto Bossi haben sich in verschiedenen westeurop�ischen L�ndern dieses
Themas so lautstark angenommen, dass sie oft nur noch als Anti-Immigra-
tionsparteien bezeichnet werden. Rechtspopulistische Kr�fte sind in �ster-
reich und der Schweiz relativ erfolgreich, w�hrend sie in Deutschland zumin-
dest auf nationaler Ebene kaum eine Bedeutung haben. In der Schweiz ist die
Schweizerische Volkspartei (SVP) eine treibende Kraft in der Islamdebatte.
Eine von ihr lancierte Initiative zum Verbot des Baus von Minaretten hat be-
reits �ber die Landesgrenzen hinweg f�r Furore gesorgt. Die Freiheitliche Par-
tei �sterreich (FP�) und das B�ndnis Zukunft �sterreich (BZ�) haben sich
ebenfalls verschiedentlich des Islamthemas angenommen. F�r Deutschland
stellt sich die Frage, ob das Fehlen solcher politischen Kr�fte zu allgemein
großz�gigeren Einstellungen gegen�ber Muslimen f�hrt oder ob andere, tra-
ditionell eher moderate rechte Parteien die L�cke ausf�llen und gegen den Is-
lam mobilisieren.

Auswertungen in einem Forschungsprojekt des WZB in Zusammenarbeit mit
der Universit�t M�nchen haben ergeben, dass rechtspopulistische Parteien
�berdurchschnittlich in den Islamdebatten vertreten sind. Sie stellen die wich-
tigste politische Kraft dar, wenn es um Themen rund um den Islam geht. Ihre
Mobilisierung in �sterreich und der Schweiz f�hrt auch – st�rker als in
Deutschland – zu einer deutlicher polarisierten Debatte. Die CDU/CSU in
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Deutschland scheint also zumindest in der Islamdebatte nicht die Aufgabe des
rechtspopulistischen Lagers �bernommen zu haben. Der Einfluss der Rechts-
populisten in �sterreich und der Schweiz macht sich auch dadurch bemerk-
bar, dass dort die Auseinandersetzungen umMoscheen und Minarette sehr in-
tensiv sind, w�hrend diese Themen in Deutschland zumindest auf nationaler
Ebene kaum Reaktionen ausl�sen. �ffentlich gut sichtbare Symbole des Is-
lams sind ganz klar bevorzugte Themen von Rechtspopulisten.

Der Einfluss der Rechtspopulisten ist jedoch in der Schweiz gr�ßer als in
�sterreich. Die verschiedenen Parteilager, die FP� und BZ� eingeschlossen,
nehmen dort weniger ablehnende Positionen ein. Dies deutet darauf hin, dass
die traditionell starke Position des Islam in �sterreich eine offenere Debatte
gegen�ber den Muslimen f�rdert und den Einfluss der Rechtspopulisten
d�mpft. Außerdem sind in �sterreich muslimische Organisationen viel st�r-
ker in die Debatte eingebunden. Dies ist vor allem im Unterschied zur Schweiz
erstaunlich, deren direktdemokratische Institutionen normalerweise solchen
Akteuren einen besonders großen Spielraum zur Verf�gung stellen.

Die starke Stellung des Islam in �sterreich f�hrt ebenfalls dazu, dass weniger
um grunds�tzliche und ideologische Aspekte gestritten wird als vielmehr um
praktische Fragen, die sich auf Infrastruktur, islamische Institutionen und die
Regelung kultureller Anspr�che von Muslimen konzentrieren. Die Schweiz,
die bis vor kurzem viel weniger stark als �sterreich mit dem Islam konfron-
tiert war, besch�ftigt sich dagegen st�rker mit grunds�tzlichen Fragen, die den
Islam an sich und die Integration muslimischer Einwanderer betreffen. Es
geht noch eher darum, wie der Islam mit der schweizerischen Kultur und Ge-
sellschaft vereinbar ist. In Deutschland ist die Debatte weiter fortgeschritten
als in der Schweiz, es werden aber auch hier grundlegende Aspekte der Ver-
einbarkeit diskutiert. In allen drei L�ndern wird relativ stark nationalistisch
argumentiert, wenn es um muslimische Migration geht. Solche Argumenta-
tionsmuster sind aber ausgepr�gter in Deutschland und der Schweiz. In �ster-
reich werden sie oft durch religi�se Argumente ersetzt, was wiederum durch
das spezifische, historisch gewachsene Verh�ltnis zwischen Staat und Reli-
gionsgemeinschaften zu erkl�ren ist.

Die Migration aus muslimischen L�ndern stellt westliche Gesellschaften nicht
nur vor neue Herausforderungen; sie wirft auch die Frage auf, wie dieses Ph�-
nomen untersucht werden kann. Die Analyse zeigt, wie notwendig es ist, den
historischen Kontext, etwa das Verh�ltnis von Staat und Religionsgemein-
schaften, zu ber�cksichtigen, ebenso wie die Rolle rechtspopulistischer
Kr�fte. Eine Erweiterung der Forschungsperspektive ergibt sich, wenn der
Einfluss dieser Faktoren auf L�nder wie Großbritannien und die Niederlande
untersucht wird. Interessant w�re auch ein Vergleich zwischen west-
europ�ischen und nordamerikanischen L�ndern. Muslimische Migranten in
den USA und Kanada sind meist besser gebildet und geh�ren h�heren sozialen
Schichten an als diejenigen in Westeuropa. Dies k�nnte ebenfalls einen Ein-
fluss darauf aus�ben, wie die jeweiligen Gesellschaften auf diese Minderheit
reagieren.
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Kurz gefasst

Die zunehmende Migration aus
muslimischen L�ndern stellt west-
liche Gesellschaften vor neue He-
rausforderungen. Die Auseinander-
setzungen dar�ber folgen in
verschiedenen L�ndern unter-
schiedlichen Logiken. Es zeigt sich,
dass neben dem traditionellen Ver-
st�ndnis, was eine Nation bedingt,
auch die Beziehung zwischen Kir-
che und Staat sowie die St�rke
rechtspopulistischer Akteure einen
Einfluss darauf aus�ben, wie �ber
Islam und Muslime in der �ffent-
lichkeit debattiert wird.


